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7. Wahlperiode 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederiassungsfreiheit in der Lebens-Direktversicherung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe D, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach dem vorgenannten Allgemeinen Programm 
sind zunächst in der direkten Nicht-Lebensversiche- 
rung und später auch in der direkten Lebensver- 
sicherung alle auf dem Gebiet des Niederlassungs- 
rechts bestehenden Diskriminierungen von Ange- 
hörigen anderer Mitgliedstaaten zu beseitigen. In 
der Nicht-Lebensversicherung ist das mit dem Erlaß 
der „Richtlinie des Rates vom 24. Juli 1973 zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit auf dem Gebiet der Direktversicherung mit 
Ausnahme der Lebensversicherung" bereits ge- 
schehen “). 

Nach diesem Allgemeinen Programm ist für 
Direktversicherungsunternehmen die Aufhebung der 
Beschränkungen für die Gründung von Agenturen 
und Zweigniederlassungen von der Koordinierung 
der Bedingungen für die Aufnahme und Ausübung 
der betreffenden Tätigkeit abhängig; diese Koordi- 
nierung ist für die Direktversicherungsunternehmen 
(Lebensversicherung) mit der ersten Richtlinie des 
Rates vom verwirklicht worden. 

Der Geltungsbereich dieser Richtlinie deckt sich 
mit dem im Anhang der ersten Richtlinie zur Ko- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973, S. 20 


ordinierung der direkten Lebensversicherung fest- 
gelegten Geltungsbereich. 

Nach dem genannten Allgemeinen Programm 
müssen die Beschränkungen hinsichtlich der Mög- 
lichkeit des Beitritts zu einer Berufsorganisation 
beseitigt werden, wenn die berufliche Tätigkeit des 
Betreffenden die Inanspruchnahme dieser Möglich- 
keit voraussetzt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in Ab- 
schnitt I des Allgemeinen Programms zur Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit ge- 
nannten natürlichen Personen und Gesellschaften 
- im folgenden „Begünstigte" genannt - die in Ab- 
schnitt III dieses Programms aufgeführten Beschrän- 
kungen für die Aufnahme und Ausübung der selb- 
ständigen Tätigkeiten in den unter Artikel 1 der 
ersten Richtlinie zur Koordinierung der Lebensver- 
sicherung fallenden Versicherungszweigen und son- 
stigen Geschäftsbereichen auf. 

Unter „erste Koordinierungsrichtlinie zur Lebens- 
versicherung" ist die „erste Richtlinie des Rates 

vom zur Koordinierung der Rechts- und Ver- 

VN^altungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung der Direktversicherung (Lebensversicherung) " 
zu verstehen. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen die Beschränkun- 
gen, die insbesondere 

a) die Begünstigten daran hindern, sich unter 
den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten wie Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen; 

b) aus einer Verwaltungspraxis entstehen, die 
dazu führt, daß die Begünstigten eine gegen- 
über Inländern unterschiedliche Behandlung 
erfahren, 
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2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere die folgenden Bestimmun- 
gen, mit denen die Niederlassung in folgender 
Weise verboten oder beschränkt wird: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

durch die Vorschrift, mit der das Bundeswirt- 
schaftsministerium die Befugnis erhält, Aus- 
ländern nach freiem Ermessen die Bedingun- 
gen für die Aufnahme dieser Tätigkeit vor- 
zuschreiben und ihnen nach seinem freien 
Ermessen die Ausübung der Tätigkeit im 
Bundesgebiet zu verbieten (Gesetz vom 
6. Juni 1931 - VAG - § 106 Abs. 2 Nr. 1 in 
Verbindung mit § 8 Abs. 1 Nr. 3, § 106 Abs. 2 
letzter Satz und § 111 Abs. 2); 

b) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis einer besonderen Ge- 
nehmigung (Gesetz vom 15. Februar 1917, 
geändert und ergänzt durch Decret-loi 
vom 30. Oktober 1935, Artikel 2 Abs. 2 
geänderte Fassung des Decret vom 
19. August 1941, Artikel 1 und 2); 

— durch die Pflicht zur Stellung einer Kau- 
tion oder besonderer Sicherheiten im Rah- 
men des Gegenseitigkeitserfordernisses 
(Gesetz vom 15. Februar 1917, geändert 
und ergänzt durch Decret-loi vom 30. Ok- 
tober 1935, Artikel 2 Abs. 2, Decret-loi 
vom 14. Juni 1938, Artikel 42, geänderte 
Fassung des Decret vom 30. Dezember 
1938, Artikel 143 und Decret vom 14. De- 
zember 1966, Artikel 9, 10 und 11); 

— durch die Pflicht, Vermögenswerte zu 
hinterlegen, die zur Bedeckung der tech- 
nischen Reserven verwendet werden (ge- 
änderte Fassung des Decret vom 30. De- 
zember 1938, Artikel 179 und Decret vom 
14. Dezember 1966, Titel I); 

c) in Irland: 

durch die Vorschriften, wonach die Erteilung 
der Genehmigung für die Aufnahme der Ver- 
sicherungstätigkeit davon abhängig gemacht 
wird, daß eine Gesellschaft entsprechend den 
irischen Rechtsvorschriften über die Handels- 
gesellschaften registriert ist, daß sich zwei 
Drittel ihrer Aktien im Besitz irischer Staats- 
bürger befinden und daß die Mehrheit der 
Direktoren mit Ausnahme des vollzeitig 
tätigen geschäftsführenden Direktors irische 
Staatsangehörige sind (Versicherungsgesetz 
von 1936 Artikel 12 und Versicherungsgesetz 
von 1964 Artikel 7); 


d) in Italien: 

durch die Pflicht, den Nachweis für die regel- 
mäßige Ausübung der Lebensversicherungs- 
tätigkeit seit mindestens zehn Jahren zu er- 
bringen (Dekret des Präsidenten der Republik 
vom 13. Februar 1959 Nr. 449 zur Vereinheit- 
lichung der Gesetze über die Ausübung der 
privaten Versicherungen, Artikel 19); 

e) in Luxemburg: 

durch die Pflicht, eine mindestens dreijährige 
Tätigkeit in dem Versicherungszweig nachzu- 
weisen, für den die Genehmigung beantragt 
wird (Gesetz vom 6, September 1968 über die 
Überwachung der Versicherungsunternehmen, 
Artikel 3) ; 

f) in den Niederlanden: 

— durch das Verbot zum Abschluß von 
Lebensversicherungsverträgen mit Spar- 
charakter (Gesetz vom 22. Dezember 1922, 
Artikel 29, letzter Absatz) ; 

3. Die Aufhebung aller Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, die von den Begünstigten die Hin- 
terlegung von Vermögenswerten oder die Stel- 
lung einer besonderen Kaution fordern, gilt nicht, 
solange die Unternehmen die finanziellen Vor- 
aussetzungen der Artikel 18 bis 20 der ersten 
Koordinierungsrichtlinie zur Lebensversicherung 
gemäß Artikel 33 Absätze 1 und 2 derselben 
Richtlinie nicht erfüllen. 

Artikel 3 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der 
in Artikel 1 genannten Tätigkeiten ein' Zuver- 
lässigkeitsnachweis und der Nachweis, daß sie 
vorher nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur 
einer dieser beiden Nachweise verlangt, so an- 
erkennt dieses Land bei Staatsangehörigen ande- 
rer Mitgliedstaaten als ausreichenden Nachweis 
die Vorlage eines Strafregisterauszugs oder in 
Ermangelung dessen die Vorlage einer von einer 
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
des Heimat- oder Herkunftslandes ausgestellten 
gleichwertigen Urkunde an, aus denen sich er- 
gibt, daß diese Bedingungen erfüllt sind. 

2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuver- 
lässigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung dar- 
über, daß kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausge- 
stellt, so kann die betreffende Urkunde durch 
eine eidesstattliche Erklärung - oder in den 
Staaten, in denen es keine eidesstattliche Er- 
klärung gibt, durch eine feierliche Erklärung - 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. Februar 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Ni 7/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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ersetzt werden, die der Betreffende vor einer 
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Hei- 
mat- oder Herkunftslandes, die eine diese eides- 
stattliche Erklärung oder diese feierliche Erklä- 
rung bestätigende Bescheinigung ausstellen, ab- 
gegeben hat. Die Erklärung, daß kein Konkurs 
erfolgt ist, kann auch von einer hierzu befugten, 
für den Beruf des Betreffenden zuständigen 
Stelle dieses Landes abgegeben werden. 

3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestellten 
Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht 
älter als drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 6 vorgesehenen Frist die für die Aus- 
stellung der vorgenannten Bescheinigung zustän- 
digen Behörden und Stellen und unterrichten 
davon unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten 
und die Kommission. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Be- 
günstigten den Berufsorganisationen unter den- 
selben Bedingungen und mit den gleichen Rech- 
ten und Pflichten beitreten dürfen wie Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt das Recht, durch Wahl 
oder Ernennung in leitende Positionen in die Be- 
rufsorganisation zu gelangen. Diese leitenden 
Positionen können jedoch Inländern Vorbehalten 
werden, wenn die betreffende Organisation auf- 


grund einer Rechtsvorschrift an der Ausübung 
öffentlicher Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer den Begünstig- 
ten nicht das Recht auf Teilnahme an der Wahl 
der Verwaltungsorgane. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 1 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten ändern ihre einzelstaatlichen 
Vorschriften nach Maßgabe dieser Richtlinie binnen 
18 Monaten nach Bekanntgabe der ersten Koordi- 
nierungsrichtlinie zur Lebensversicherung und set- 
zen die Kommission hiervon unverzüglich in Kennt- 
nis. Die entsprechend geänderten Vorschriften treten 
zur gleichen Zeit wie die Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften in Kraft, die zur Durchführung der ge- 
nannten ersten Richtlinie erlassen werden. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 

1. Das vom Rat am 18. Dezember 1961 gemäß 
Artikel 54 Absatz 1 des Vertrags zur Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft erlassene Allge- 
meine Programm zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit bestimmt in 
Abschnitt IV Buchstabe D, daß die Aufhebung 
der Beschränkungen für die Gründung von Agen- 
turen und Zweigniederlassungen von der Koor- 
dinierung der Bedingungen für die Aufnahme 
und Ausübung der betreffenden Tätigkeit ab- 
hängig ist. Diese Koordinierung ist Gegenstand 
eines dem Rat am 14. Dezember 1973 von der 
Kommission übermittelten Richtlinienvorschlags. 

2. Diese Richtlinie bezweckt die Aufhebung der ge- 
nannten Beschränkungen. Sie zählt insbesondere, 
wenn auch nicht erschöpfend, die Bestimmungen 
der Mitgliedstaaten auf, die eine Diskriminie- 
rung von Staatsangehörigen der anderen Mit- 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 


gliedstaaten gegenüber Inländern enthalten und 
die deshalb aufzuheben sind. 

3. Zahlreiche Bestimmungen der Richtlinie sind mit 
denen der Richtlinie vom 24. Juli 1973, die die 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit in der direkten Nicht-Lebensver- 
sicherung vorsieht, identisch '‘j. 

4. Die Rechtsgrundlage ist auch hier Artikel 54 Ab- 
satz 2 und 3 EWG. Artikel 54 Absatz 2 sieht für 
den Erlaß einer solchen Richtlinie die Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des 
Europäischen Parlaments vor. Beide Organe wur- 
den auch zur Richtlinie zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Schadensversicherung ge- 
hört ^). 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973, S. 20 

3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments ist am 
13. März 1968 ergangenen und im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. C 27 vom 28. März 1968, 

S. 13, veröffentlicht; die Stellungnahme des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses erging am 31. Mai 1967 
und ist im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 118 vom 20. Juni 1967, S. 2323/67, veröffentlicht. 
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